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Liebe Kunden, 

ein Schnellschuss wird die Einführung der soge-
nannten E-Bilanz schon einmal nicht – der Start 
für die elektronische Übermittlung von Bilanz so-
wie Gewinn- und Verlustrechnung an das Finanz-
amt wurde nunmehr auf das Jahr 2013 verscho-
ben. Damit gilt die Verpflichtung zur Online-
Datenübertragung erstmals für Wirtschaftsjahre, 
die nach dem 31. Dezember 2011 beginnen. 

Beschlossen wurde die Neuregelung bereits 2008 
im Zuge der Verabschiedung des Steuerbürokra-
tieabbaugesetzes. Die Verpflichtung wurde dann 
im Dezember 2010 um ein Jahr verschoben, da 
man nach einer öffentlichen Anhörung zu dem 
Ergebnis kam, dass viele Unternehmen die tech-
nischen und organisatorischen Voraussetzungen 
noch nicht erfüllen. Das Bundesministerium der 
Finanzen nutzte die Zeit zur Durchführung einer 
Pilotphase, deren Ergebnisse im vergangenen Juli 
veröffentlicht worden sind. Nun gewährt der Fis-
kus eine weitere „Gnadenfrist“, indem mittels ei-
ner Nichtbeanstandungsregelung die Anwendung 
des § 5b EStG, welcher die E-Bilanz vorschreibt, 
für ein weiteres Jahr unterbleibt. 

Die E-Bilanz kommt also etwas verspätet, doch 
sie kommt. Wie die Übermittlung im Einzelnen 
erfolgen soll, haben wir schon einmal voraus-
schauend in der Rubrik „Verschiedenes“ zusam-
mengefasst. Sollten sich Änderungen oder weite-
re Verschiebungen ergeben, halten wir Sie natür-
lich auf dem Laufenden. 

 

 

Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftliche  
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen GmbH 
 Geschäftsführer 
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AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

1 UMSATZSTEUERLICHE ORGANSCHAFT NUR 
BEI UNMITTELBARER ODER MITTELBARER 
MEHRHEITSBETEILIGUNG DES ORGAN-
TRÄGERS 

 BFH-Urteil vom 1. Dezember 2010, XI R 43/08, 
BFH/NV 2011, S. 935, DStR 2011, S. 623, DB 2011, 
S. 745 

Ist eine juristische Person (im Regelfall eine Kapital-
gesellschaft) finanziell, organisatorisch und wirtschaft-
lich in ein anderes Unternehmen (Organträger) einge-
gliedert, ist sie nicht selbstständig (sog. Organschaft). 
Finanzielle Eingliederung bedeutet, dass der Or-
ganträger über die Mehrheit der Stimmrechte an der 
Organgesellschaft (im Regelfall 50,1 %) verfügen 
muss. Folge der Organschaft ist, dass der Organträger 
die Umsätze der Organgesellschaft versteuert und 
Leistungen zwischen Organträger und Organgesell-
schaft nichtsteuerbare Innenumsätze sind.  

Die finanzielle Eingliederung muss zwischen dem Or-
ganträger und der Organgesellschaft bestehen. Es 
reicht nicht aus, dass ein Gesellschafter, der an bei-
den Gesellschaften beteiligt ist, jeweils über die 
Stimmenmehrheit verfügt. Ein Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag führt nicht zur finanziellen 
Eingliederung. 

Beispiel 1: 

Die A GmbH hält 60 % der Anteile an der B GmbH 
(Tochtergesellschaft), die wiederum zu 60 % an der 
C GmbH (Enkelgesellschaft) beteiligt ist. 

Die C GmbH ist mittelbar in die A GmbH eingegliedert, 
das Erfordernis der finanziellen Eingliederung ist er-
füllt. 

Beispiel 2: 

A und B sind Gesellschafter der A und B Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts (GbR) und der X GmbH. 

Zwischen der GbR und der GmbH besteht mangels fi-
nanzieller Eingliederung keine Organschaft. Etwas An-
deres würde nur dann gelten, wenn die Anteile an der 
X GmbH zum Gesamthandsvermögen der GbR gehö-
ren würden. 

 
Das BMF setzt diese Rechtsprechung nun im Schrei-
ben vom 5. Juli 2011 um. Es gewährt eine Über-
gangsfrist für die Zurechnung von vor dem 1. Ja-
nuar 2012 ausgeführten Umsätzen, wonach es nicht 
beanstandet wird, wenn die vermeintlich am Organ-
kreis beteiligten Unternehmer übereinstimmend eine 
finanzielle Eingliederung annehmen. 

2 KEIN VORSTEUERABZUG AUS INNERGE-
MEINSCHAFTLICHEM ERWERB, WENN DER 
ERWERBER DIE VOM „FALSCHEN“ MIT-
GLIEDSTAAT ERTEILTE UMSATZSTEUER-
IDENTIFIKATIONSNUMMER VERWENDET 

 BFH-Urteil vom 1. September 2010, V R 39/08, 
BFH/NV 2011, S. 533, DStRE 2011, S. 232, DB 2011, 
S. 216; ebenso BFH-Urteil vom 8. September 2010, XI 
R 40/08, BFH/NV 2011, S. 538, DStR 2011, S. 170 

Erwirbt ein Unternehmer mit Sitz in einem EU Mit-
gliedstaat für sein Unternehmen Gegenstände von ei-
nem Unternehmer mit Sitz in einem anderen EU Mit-
gliedstaat, liegt ein sog. innergemeinschaftlicher 
Erwerb vor. Der Erwerber muss zwar einerseits den 
Erwerb versteuern, kann aber andererseits in dersel-
ben Höhe Vorsteuern geltend machen. 

Ort des innergemeinschaftlichen Erwerbs ist re-
gelmäßig der Ort, an dem sich der Gegenstand am 
Ende der Beförderung befindet (Bestimmungsland). 

Verwendet der Erwerber allerdings eine ihm von ei-
nem anderen Mitgliedstaat erteilte Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer, gilt als Ort des innergemein-
schaftlichen Erwerbs so lange dieser Mitgliedstaat, bis 
der Erwerber nachweist, dass der Erwerb in dem Be-
stimmungsland besteuert wurde. 

Beispiel: 

U1 mit Sitz in Deutschland kauft in Italien bei U2 Wa-
ren ein unter Verwendung seiner deutschen Umsatz-
steuer-Identifikationsnummer. Die Waren werden be-
stimmungsgemäß nach Österreich geliefert. 

Der innergemeinschaftliche Erwerb ist so lange 
in Deutschland zu versteuern, bis U1 nachweist, 
dass der Vorgang in Österreich versteuert wur-
de. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs steht U1 für 
den damit ggfs. in Deutschland steuerpflichtigen in-
nergemeinschaftlichen Erwerb entgegen der Grundre-
gel nicht der Vorsteuerabzug zu. Vielmehr mindert 
sich die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer 
(erst) für den Voranmeldungszeitraum, in dem U1 
nachweist, dass der Vorgang in Österreich besteuert 
wurde. 

3 UNTERNEHMER SCHULDET DIE ÜBERHÖHT 
AUSGEWIESENE UMSATZSTEUER AUCH BEI 
UNVOLLSTÄNDIGER RECHNUNG 

 BFH-Urteil vom 17. Februar 2011, V R 39/09, BFH/NV 
2011, S. 1259, DStR 2011, S. 969, DB 2011, S. 1200 

Weist ein Unternehmer in einer Rechnung einen zu 
hohen Umsatzsteuerbetrag aus, schuldet er bis zu ei-
ner Rechnungsberichtigung neben der richtigen Um-
satzsteuer auch den Mehrbetrag. 
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Der Bundesfinanzhof hat in Änderung seiner bis-
herigen Rechtsprechung entschieden, dass eine 
Rechnung in diesem Sinne auch vorliegt, wenn das 
Abrechnungspapier nicht alle Pflichtangaben enthält, 
die das Gesetz für eine Rechnung verlangt, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigt. Der Unternehmer schuldet 
die Mehrsteuer deshalb z. B. auch dann, wenn das Ab-
rechnungspapier kein Lieferdatum oder keine ausrei-
chenden Angaben zum Leistungsgegenstand enthält, 
sodass der Leistungsempfänger mit diesem Abrech-
nungspapier nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

4 IST DIE BEMESSUNG DER GRUNDERWERB-
STEUER NACH GRUNDBESITZWERTEN VER-
FASSUNGSGEMÄß? 

 BFH-Beschluss vom 2. März 2011, II R 23/10, DB 
2011, S. 974, BFH-Beschluss vom  5. April 2011,  
II B 153/10, DStR 2011, S. 769 

Die Grunderwerbsteuer wird grundsätzlich nach dem 
Wert der Gegenleistung, in der Regel also dem Kauf-
preis bemessen.  

Werden aber beispielsweise alle Anteile an einer 
GmbH mit Grundbesitz gekauft, unterliegt dies auch 
der Grunderwerbsteuer. Die auf den Grundbesitz ent-
fallende Gegenleistung wird in diesen Fällen nach dem 
sog. Grundbesitzwert bemessen, der in einem verein-
fachten Verfahren festgestellt wird. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs verstößt 
diese Besteuerung aber gegen den Gleichheits-
satz des Grundgesetzes. Er hat deshalb dem Bun-
desverfassungsgericht die Frage der Verfassungsmä-
ßigkeit zur Entscheidung vorgelegt. 

Hinweis: 

Die Steuerbescheide sind in entsprechenden Fällen 
vorläufig, sodass kein Einspruch eingelegt werden 
muss.  

Leider hat der Bundesfinanzhof die Aussetzung der 
Vollziehung in diesen Fällen abgelehnt, weil er da-
von ausgeht, dass das Bundesverfassungsgericht die 
Besteuerung nicht als verfassungswidrig, sondern le-
diglich als mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ein-
stufen wird. In diesem Fall muss der Gesetzgeber nur 
zukünftig eine verfassungsgemäße Regelung schaffen. 

 

 

 

 

5 ZUR ERMITTLUNG DES GEWERBEERTRAGS 
SIND MIETZINSZAHLUNGEN AUS SOGE-
NANNTEN DURCHLEITUNGSMIETVERHÄLT-
NISSEN HINZUZURECHNEN 

 FG Köln, Urteil vom 27. Oktober 2010, 9 K 1022/10, 
(Revision eingelegt, Az. BFH: IV R 55/10), EFG 2011, 
S. 561, 

Die Gewerbesteuer knüpft an den Gewerbeertrag an. 
Der Gewerbeertrag bestimmt sich nach dem Gewinn 
aus Gewerbebetrieb. Dieser Gewinn wird um be-
stimmte Hinzurechnungen und Kürzungen modifiziert. 
So werden z. B. Mieten, Pachten und Leasingraten für 
unbewegliche Wirtschaftsgüter mit einem sog. Finan-
zierungsanteil (60 % ab 2010) hinzugerechnet. 

Die Hinzurechnung von Finanzierungsanteilen 
aus Mietzinszahlungen hat nach einem Urteil des 
Finanzgerichts Köln auch in den Fällen der An- und 
Weitervermietung von Wohnungen (sog. Durchlei-
tungsmietverhältnisse) zu erfolgen. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Hinweis:  

Der Finanzierungsanteil für Entgelte für Schulden, 
Renten, dauernde Lasten und Gewinnanteile stiller 
Gesellschafter beträgt 100 %. Bei Mieten, Pachten 
und Leasingraten für bewegliche Wirtschaftsgüter be-
trägt der Finanzierungsanteil 20 %, bei Entgelten für 
die Überlassung von Lizenzen und Konzessionen 
25 %. Die Summe dieser Finanzierungsanteile ver-
mindert sich um den Freibetrag von 100.000 €. Ein 
verbleibender Betrag wird zu 25 % dem Gewinn aus 
Gewerbebetrieb zur Ermittlung des Gewerbeertrags 
hinzugerechnet. 

6 WANN SIND BESTRITTENE STEUER-
ERSTATTUNGSANSPRÜCHE ZU AKTIVIEREN? 

 FG Düsseldorf, Urteil vom 21. September 2010, 6 K 
1271/08, (Revision eingelegt, Az. BFH: I R 96/10), 
EFG 2011, S. 543 

Erstattungsansprüche aus Betriebssteuern müssen in 
der Steuerbilanz aktiviert werden, wenn die Ansprü-
che hinreichend konkretisiert sind.  

In einem Verfahren vor dem Finanzgericht Düsseldorf 
war streitig, zu welchem Zeitpunkt Steuererstattungs-
ansprüche zu aktivieren sind.  

Nach Ansicht des Gerichts bestimmt sich die Aktivie-
rung von Wirtschaftsgütern (auch Forderungen) in 
erster Linie nicht nach rechtlichen, sondern nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Maßgeblich ist 
nicht, ob eine Forderung fällig oder ein Recht reali-
sierbar ist, sondern ob die Forderung wirtschaftlich 
nutzbar ist und einen durchsetzbaren gegenwärtigen 
Vermögenswert darstellt. Letzteres ist bei einer be-
strittenen Forderung üblicherweise nicht der Fall.  
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Ein bestrittener Steuererstattungsanspruch ist 
nach diesem Urteil erst am Schluss des Wirt-
schaftsjahres zu aktivieren, in dem der Anspruch 
rechtskräftig zuerkannt worden ist oder der 
Schuldner (das Finanzamt) den Anspruch aner-
kennt. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

7 FÄLLIGKEIT DER TANTIEME EINES BE-
HERRSCHENDEN GMBH-GESELLSCHAFTER-
GESCHÄFTSFÜHRERS 

 BFH-Urteil vom 3. Februar 2011, VI R 66/09, DStR 
2011, S. 805, DB 2011, S. 969 

Der steuerlich relevante Zeitpunkt für Arbeitslohn und 
sonstige Bezüge ist grundsätzlich der Zufluss, sei es 
durch Barauszahlung oder durch Gutschrift auf einem 
Konto.  

Bei beherrschenden GmbH-Gesellschafter-Geschäfts-
führern gilt unabhängig von Auszahlung oder Gut-
schrift eine Zuflussfiktion, wenn die Forderung des 
Gesellschafters gegen „seine“ Kapitalgesellschaft ein-
deutig, unbestritten und fällig ist. 

Eine fällige Tantieme des beherrschenden Gesellschaf-
ter-Geschäftsführers gilt allerdings nur dann als zuge-
flossen, wenn sie sich bei der Ermittlung des Einkom-
mens der Kapitalgesellschaft ausgewirkt hat, z. B. 
durch eine Rückstellung. Darüber hinaus kann vom 
Grundsatz, dass der Anspruch auf eine Tantieme mit 
Feststellung des Jahresabschlusses fällig wird, abge-
wichen werden. Dazu bedarf es einer zivilrechtlich 
wirksamen und fremdüblichen vertraglichen Vereinba-
rung.  

Eine Regelung, wonach die Tantieme wegen der erfor-
derlichen Bereitstellung der Liquidität erst drei Monate 
nach Feststellung des Jahresabschlusses fällig wird, ist 
als fremdüblich anzuerkennen 

8 GEBÜHRENPFLICHT FÜR VERBINDLICHE 
AUSKÜNFTE IST NICHT VERFASSUNGS-
WIDRIG 

 BFH-Urteil vom 30. März 2011, I R 61/10, DB 2011, 
S. 1032, BFH/NV 2011, S. 1045 

Für die Erteilung einer verbindlichen Auskunft ist vom 
Antragsteller eine Gebühr an die Finanzverwaltung zu 
zahlen, die sich nach dem Wert berechnet, den 
die verbindliche Auskunft für den Antragsteller 
hat. Die Gebühren bestimmen sich nach den entspre-
chenden Gerichtskosten. Ist der Gegenstandswert 
nicht bestimmbar, kann eine Zeitgebühr von 50 € pro 
angefangene halbe Stunde, mindestens 100 € ange-
setzt werden. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Ge-
bührenpflicht nicht gegen das Grundgesetz verstößt. 

Dies gelte auch dann, wenn die Auskunftsgebühr im 
Einzelfall besonders hoch ist. 

9 NACHHALTIGE INTENSIVE VERKAUFSTÄTIG-
KEIT BEI EBAY IST UMSATZ-STEUER-
PFLICHTIG 

 FG Baden Württemberg, Urteil vom 22. Septem-
ber 2010, 1 K 3016/08, (Revision eingelegt, Az. BFH: 
V R 2/11), EFG 2011 

Umsatzsteuerrechtlich ist Unternehmer, wer eine ge-
werbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig aus-
übt.  

Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch 
wenn die Absicht, Gewinn zu erzielen, fehlt. Eine 
Tätigkeit wird nachhaltig ausgeübt, wenn sie auf Dau-
er zur Erzielung von Einnahmen angelegt ist. 

Kriterien, die für eine Nachhaltigkeit sprechen können, 
sind insbesondere mehrjährige Tätigkeit, planmäßiges 
Handeln sowie auf Wiederholung angelegte Tätigkeit. 

Wird die Internet-Auktionsplattform eBay auf längere 
Dauer und mit erheblicher Intensität dazu genutzt, ei-
ne Vielzahl von Gegenständen (im Urteilsfall 1.200 
Verkäufe in drei Jahren) zu veräußern, unterliegen die 
erzielten Einnahmen der Umsatzsteuer. Dies gilt auch 
dann, wenn die Gegenstände ursprünglich zum Auf- 
und Ausbau einer privaten Sammlung erworben wur-
den. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

10 FINANZIERUNGSANTEILE DES ARBEIT-
NEHMERS FÜR BEITRÄGE AN EINE 
PENSIONSKASSE SIND WIE ARBEITGEBER-
BEITRÄGE STEUERFREI 

 BFH-Urteil vom 9. Dezember 2010, VI R 57/08, DStR 
2011, S. 512 

Streitig war, ob Finanzierungsanteile von Arbeitneh-
mern, die in dem Gesamtversicherungsbeitrag des Ar-
beitgebers an eine Pensionskasse enthalten sind, als 
Arbeitgeberbeiträge nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei 
sind. 

Klägerin und Revisionsklägerin war die Arbeitnehme-
rin.  

Ihre Arbeitgeberin hatte einen Gruppenversicherungs-
vertrag mit einer Zusatzversorgungskasse geschlos-
sen. Im Gruppenversicherungsvertrag war geregelt, 
dass die Arbeitnehmer einen Teil des zusatzversor-
gungspflichtigen Entgeltes zu tragen hatten. Der gül-
tige Tarifvertrag sah einen vom Arbeitnehmer zu leis-
tenden Beitrag von 0,9 % des Bruttogehaltes vor.  
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Der Arbeitgeber versteuerte mit der Lohnsteueran-
meldung auch die Lohnsteuer der Klägerin. Als Be-
messungsgrundlage diente der Bruttoarbeitslohn ein-
schließlich der Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer am 
Beitrag zur Zusatzversorgungskasse.  

Hiergegen richtete sich die Klage mit der Begrün-
dung, dass der Finanzierungsanteil der Arbeit-
nehmer nicht lohnsteuerpflichtig sei, sondern 
dem Anwendungsbereich des § 3 Nr. 63 EStG 
unterfalle. 

Der BFH gab der Klägerin Recht. 

Die Klägerin hatte nach der Satzung der Zusatzver-
sorgungskasse bei Eintritt des Versorgungsfalles einen 
Anspruch auf die Leistungen. Die vertraglichen Pflich-
ten, insbesondere die Zahlungsverpflichtungen, trafen 
vertragsgemäß ausschließlich den Arbeitgeber und 
qualifizierten die an den Versicherer geleisteten Zah-
lungen als ihre – auch aus dem Finanzierungsanteil 
der Klägerin bestehenden – Versicherungsbeiträge.  

Es kommt somit allein darauf an, wer die Versi-
cherungsbeiträge im Außenverhältnis schuldet 
und nicht wer mit diesen Beiträgen wirtschaft-
lich belastet wird.  

Ist also der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer ge-
genüber der Pensionskasse beitragspflichtig, können 
bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Ren-
tenversicherung steuerfrei aufgewendet werden. 

11 NACHWEIS DES ERNSTHAFTEN BEMÜHENS 
EINES VOLLJÄHRIGEN KINDES UM EINEN 
AUSBILDUNGSPLATZ 

 BFH-Urteil vom 3. März 2011, III R 58/09, 
BFH/NV 2011, S. 1127 

Für ein über 18 Jahre altes Kind besteht ein Anspruch 
auf Kindergeld u. a. dann, wenn es seine Berufsaus-
bildung mangels Ausbildungsplatz nicht beginnen oder 
fortsetzen kann. Diese Voraussetzungen sind 
nachzuweisen oder glaubhaft zu machen. Der 
Nachweis kann durch eine Bescheinigung der Agentur 
für Arbeit erbracht werden. Die Registrierung dort ist 
jedoch in ihrer Wirkung auf drei Monate beschränkt. 
Um den Anspruch auf Kindergeld zu erhalten, muss 
sich das Kind nach Ablauf dieser Frist erneut als Aus-
bildungsplatz suchend melden. Wird eine erneute Mel-
dung versäumt, erlischt der Kindergeldanspruch. 

Nachweise für die Ausbildungswilligkeit des Kindes 
und das Bemühen um einen Ausbildungsplatz haben 
die kindergeldberechtigten Eltern zu erbringen. 

12 VEREINIGUNG VON MINDESTENS 95 % DER 
ANTEILE AN EINER GRUNDSTÜCKSBESITZ-
ENDEN GESELLSCHAFT LÖST GRUND-
ERWERBSTEUER AUS, AUCH WENN DIE 
ANTEILE ANSCHLIEßEND VERÄUßERT 
WERDEN 

 BFH-Urteil vom 15. Dezember 2010, II R 45/08, 
BFH/NV 2011, S. 709, DStR 2011, S. 310, DB 2011, 
S. 457 

Grunderwerbsteuer fällt auch an, wenn nicht Grund-
stücke, sondern Anteile an grundstücksbesitzenden 
Gesellschaften (z. B. GmbH) verkauft werden und da-
durch mindestens 95  der Anteile sich unmittelbar 
oder mittelbar in einer Hand vereinigen. 

Beispiel: 

A und B sind zu je 50 % Anteilseigner einer GmbH, zu 
deren Vermögen inländische Grundstücke gehören. 
Verkauft B seinen Anteil an A, löst dies Grunderwerb-
steuer aus. 

Dies gilt selbst dann, wenn A unmittelbar anschlie-
ßend die gesamte Beteiligung weiterveräußern und 
damit erneut Grunderwerbsteuer auslösen würde. 

Die Grunderwerbsteuer entsteht auch, wenn die 
vorgenannten Vorgänge sich zwischen organschaftlich 
verbundenen oder zu demselben Konzern gehörenden 
Gesellschaften abspielen. Umstrukturierungen im 
Konzern sind allerdings bei Vorliegen der Tatbe-
standsvoraussetzungen gemäß § 6 a GrESt grunder-
werbsteuerfrei. 

13 EINKOMMENSTEUERVORAUSZAHLUNGEN 
EINES EHEGATTEN WERDEN VORRANGIG 
AUF DIE STEUERSCHULDEN BEIDER 
EHEGATTEN ANGERECHNET 

 BFH-Urteil vom 22. März 2011, VII R 42/10, 
DStR 2011, S. 1070, DB 2011, S. 1427 

Einkommensteuervorauszahlungen eines Ehegatten 
dienen der Tilgung zu erwartender Steuerschulden 
beider Ehegatten (Gesamtschuld). Unbeachtlich ist, 
ob die Ehegatten später die Zusammen- oder die ge-
trennte Veranlagung wählen. Es spielt auch keine Rol-
le, ob die Vorauszahlungen vom Konto eines Ehegat-
ten geleistet werden oder die festgesetzten Voraus-
zahlungen ausschließlich auf den Einkünften eines 
Ehegatten beruhen. Verbleibende Überzahlungen sind 
später je zur Hälfte an die Ehegatten zu erstatten. 

Ursächlich für diese Beurteilung ist, dass ein Einkom-
mensteuervorauszahlungsbescheid durch den nachfol-
genden Einkommensteuerbescheid seine Wirkung ver-
liert. Ist die danach verbleibende Steuerschuld gerin-
ger als die geleisteten Vorauszahlungen, erlischt die 
Steuerschuld. Der überzahlte Betrag steht den Ehe-
gatten zu gleichen Teilen zu. 
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Hinweis:  

Etwas anderes gilt nur für den Fall, dass Ehegatten 
ausdrücklich anderweitige Regelungen für die Ver-
wendung der von ihnen geleisteten Vorauszahlungen 
treffen. 

14 VORSTEUERN AUS DER HERSTELLUNG VON 
ERSCHLIEßUNGSANLAGEN SIND NICHT 
ABZUGSFÄHIG, WENN UNTERNEHMER 
DEREN UNENTGELTLICHE ÜBERTRAGUNG 
AUF DIE GEMEINDE BEABSICHTIGT 

 BFH-Urteil vom 13. Januar 2011, V R 12/08, BFH/NV 
2011, S. 721, DStR 2011, S. 465, DB 2011, S. 569 

Der Bundesfinanzhof hat in Änderung seiner Recht-
sprechung neue Grundsätze zum Vorsteuerabzug 
bei der Herstellung von Anlagen, die Grundstücke ei-
nes Erschließungsgebiets an das öffentliche Verkehrs- 
und Versorgungsnetz anbinden und die auf öffentli-
chen Flächen außerhalb der zu erschließenden Grund-
stücke errichtet werden (öffentliche Erschlie-
ßungsanlagen), aufgestellt, die sich wie folgt zu-
sammenfassen lassen: 

Stellt der Unternehmer auf fremdem Grund und 
Boden Erschließungsanlagen auf Grund eines mit der 
Gemeinde abgeschlossenen Erschließungsvertrags ge-
gen Entgelt her, kann er die ihm von anderen Unter-
nehmern in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vor-
steuer abziehen. 

Errichtet der Unternehmer die Erschließungsanlagen 
auf eigenem Grund und Boden und überträgt er die 
Erschließungsanlagen mit dem dazu gehörenden 
Grund und Boden entgeltlich auf die Gemeinde, kann 
er die Vorsteuern nur insoweit abziehen, als es sich 
um Betriebsvorrichtungen handelt. 

Beabsichtigt der Unternehmer von Anfang an, die Er-
schließungsanlagen (mit oder ohne Grundstücke) un-
entgeltlich auf die Gemeinde zu übertragen, ist er 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. Eine unentgelt-
liche Übertragung liegt auch dann vor, wenn der Un-
ternehmer der Gemeinde zwar nicht das Eigentum 
überträgt, aber die Erschließungsanlage öffentlich-
rechtlich für den Gemeingebrauch widmet, was regel-
mäßig der Fall sein wird. 

15 PFLEGEGELD MINDERT ABZUGSFÄHIGE 
AUFWENDUNGEN FÜR PFLEGEKOSTEN ALS 
AUßERGEWÖHNLICHE BELASTUNG 

 BFH-Beschluss vom 14. April 2011, VI R 8/10, BFH/NV 
2011, S. 1237 

Durch den krankheitsbedingten Aufenthalt in einem 
Altenpflegeheim entstehende Aufwendungen können 
als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht 
werden. Sie sind jedoch nur in dem Umfang abzugsfä-
hig, wie der Betroffene die Aufwendungen endgültig 
selbst tragen muss. Deshalb sind Kostenerstattungen 

oder andere Vorteile anzurechnen, die zum Ausgleich 
für die eingetretenen Belastungen gezahlt werden. Vo-
raussetzung ist allein, dass die Ersatzleistungen zum 
Ausgleich für entstehende Belastungen durch die 
Krankheit gezahlt werden. 

16 KEIN GEWERBLICHER GRUNDSTÜCKSHAN-
DEL BEI VERKAUF EINES GRUNDSTÜCKES 
MIT FÜNF MEHRFAMILIEN-HÄUSERN 

 BFH-Urteil vom 5. Mai 2011 

Nach dem Urteil des BFH ist ein ungeteiltes Grund-
stück mit fünf freistehenden Mehrfamilienhäusern nur 
ein Grundstück im Sinne der Drei-Objekt-Grenze. 
Die Drei-Objekt-Grenze dient regelmäßig zur Abgren-
zung der Vermögensverwaltung vom gewerblichen 
Grundstückshandel. 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

17 PAUSCHALER KILOMETERSATZ BEI 
AUSWÄRTSTÄTIGKEITEN 

 OFD Münster, Kurzinfo 20/2011 vom 20. Juli 2011 

Nach R 9.5 Abs. 1 Satz 5 LStR können Kosten für 
Fahrten mit dem privaten PKW, die als Reisekosten zu 
berücksichtigen sind, ohne Einzelnachweis mit pau-
schalen Kilometersätzen angesetzt werden, die das 
BMF im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehör-
den der Länder nach der höchsten Wegstrecken- und 
Mitnahmeentschädigung nach dem Bundesreisekos-
tengesetz festsetzt. 

Die Wegstreckenentschädigung bei Nutzung  
eines eigenen PKW beträgt derzeit 0,30 € pro  
Kilometer (vgl. BMF-Schreiben vom 20. August 
2001, BStBl. 2001 I, S. 541). 

Beim Bundesverfassungsgericht ist derzeit eine Ver-
fassungsbeschwerde zur Höhe des pauschalen Ki-
lometersatzes bei Dienstreisen mit dem eigenen PKW 
anhängig.  

Mit der o. g. Kurzinformation weist die OFD Münster 
darauf hin, dass Einsprüche, die sich auf das genannte 
Verfahren beziehen, gemäß § 363 Abs. 2 AO ruhen. 
Keine Verfahrensruhe gilt jedoch in Fällen, in denen 
der Ansatz einer höheren Pauschale für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte durchgesetzt wer-
den soll. 

VERSCHIEDENES 

18 EINFÜHRUNG DER E-BILANZ/TAXONOMIE 

Unternehmen müssen den Inhalt der Bilanz sowie 
der Gewinn- und Verlustrechnung erstmals für 
2012 im Jahr 2013 nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz aufbereiten und dem Finanzamt durch Da-
tenfernübertragung übermitteln.  
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Am 1. Juli 2011 wurde ein "überarbeiteter Entwurf  
eines Anwendungsschreibens zu § 5b EStG; Ver-
bandsanhörung" veröffentlicht. Mit dem BMF-Schrei-
ben wird eine „Nicht-Beanstandungsregelung“ 
eingeführt, wonach es von der Finanzverwaltung im 
Erstjahr der Anwendung nicht beanstandet wird, wenn 
die Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung noch 
nicht gemäß § 5b EStG nach amtlich vorgeschriebe-
nen Datensatz übermittelt werden. Konkret heißt das: 
Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung kön-
nen für das Geschäftsjahr, das nach dem 31. De-
zember 2011 beginnt, noch in Papierform abge-
geben werden.  

Als Übermittlungsformat wurde die „extensible bu-
siness reporting language“ (XBRL) festgelegt. 

Der Dateninhalt der E-Bilanz wird über eine sogenann-
te Taxonomie definiert: Dabei handelt es sich um ein 
Datenschema, das einem Kontenrahmen ähnelt. Es 
umfasst ein Modul mit Stammdaten und eines für den 
Jahresabschluss.  

Neben der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung 
(GuV), der Ergebnisverwendung, der Überleitungs-
rechnung respektive Steuerbilanz müssen Personen-
gesellschaften zusätzlich die Kapitalkontenentwicklung 
übermitteln. Die Gliederungstiefe für Bilanz und GuV 
bestimmt sich durch die Felder, die zwingend auszu-
füllen sind. 

Die Datenschemata der Taxonomien werden als amt-
lich vorgeschriebene Datensätze gemäß § 5b EStG 
veröffentlicht. Sie können unter www.esteuer.de 
eingesehen werden.  

Die Datenübermittlung erfolgt grundsätzlich nach der 
Kerntaxonomie. Diese beinhaltet die Positionen für 
alle Rechtsformen, wobei jeweils nur die Positionen 
auszufüllen sind, zu denen auch tatsächliche Ge-
schäftsvorfälle vorliegen.  

Abweichend wurden für bestimmte Wirtschaftszweige 
Branchentaxonomien erstellt, die in diesen Fällen für 
die Übermittlung der Datensätze zu verwenden sind 
(so auch für die Wohnungswirtschaft). Individuelle 
Erweiterungen der Taxonomie sind nicht zulässig.  

Im Rahmen eines Pilotprojektes wurde der Umfang 
der Taxonomie überprüft. Am 18. Juli 2011 wurden 
die Ergebnisse des Pilotprojektes auf der Internetseite 
des Bundesfinanzministeriums veröffentlicht.  

Die Verpflichtung zur Übermittlung der E-Bilanz 
ist eine rein steuerliche Verpflichtung. Für den 
Jahresabschluss nach HGB hat diese Vorschrift daher 
zunächst keine Auswirkung. Aber in den Fällen, in de-
nen der Steuerpflichtige keine Steuerbilanz aufstellt, 
sondern der Besteuerung die Handelsbilanz nebst der 
steuerlichen Überleitungsrechnung zu Grunde legt, 
muss die Handelsbilanz den Vorschriften des § 5 b 
EStG genügen, d. h. die Handelsbilanz muss die von 

der Finanzverwaltung vorgeschriebene Gliederung 
aufweisen.  

Daher müssen solche Unternehmen, die ihre Steuerbi-
lanz selbst erstellen, sowie die Unternehmen, die eine 
Handelsbilanz nebst der Überleitungsrechnung zur 
Anpassung der Bilanzposten an die steuerlichen Vor-
schriften erstellen, ihre EDV-Technik entsprechend 
vorbereiten.  

Für Unternehmen, die ihre Steuerbilanzen durch 
uns erstellen lassen, werden wir dafür Sorge 
tragen, dass die E-Bilanz Ihres Unternehmens 
pflichtgemäß dem Finanzamt auf elektronischem 
Wege übermittelt wird.  

Ob Anpassungen aufgrund des höheren Differenzie-
rungsgrades der E-Bilanz im Gegensatz zur Handels-
bilanz vorzunehmen sind, wird sich nach Bekanntgabe 
der dann verbindlich vorgeschriebenen Taxonomie 
herausstellen.  

Derzeit ist noch nicht klar, ob es angesichts zahlrei-
cher Kritik an dem Entwurf des BMF noch zu Erleichte-
rungen kommen wird. 
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Die WTS Wohnungswirtschaftliche Treuhand in Sachsen GmbH wurde vom Verband 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e.V. im Jahr 1994 in Dresden gegründet.  

Der Verband ist alleiniger Gesellschafter des Unternehmens. Als Treuhand beraten wir 
die Mitglieder des Verbandes Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e.V. bei der Lö-
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Im Unternehmensverbund mit der Mitteldeutsche Treuhand der Wohnungswirtschaft 
GmbH sind wir der Ansprechpartner für Wohnungsunternehmen, die nicht Mitglied des 
Verbandes sind. 
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der Region und haben unsere Leistungen und Produkte den aktuellen Anforderungen 
angepasst. Der Schwerpunkt unserer Beratung liegt darin, gemeinsam mit dem Unter-
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